
Transparenz
Der Zahnarzt beauftragt das

gewerbliche zahntechnische
Labor auf seine Rechnung

zahntechnische Medizinprodukte
(Kronen, Brücken, Prothesen) herzu-
stellen und diese zu liefern. Im Rah-
men seiner Behandlungs- und Ver-
sorgungsmaßnahmen verwendet der
Zahnarzt diese Medizinprodukte ent-
weder zur Ermittlung von Messer-
gebnissen, zur Veränderung der Kie-
ferrelation und/oder der Zahnstel-
lung oder zur prothetischen Versor-
gung mit Zahnkronen oder
Zahnersatz. 
Die Preise für die berechenbaren
zahntechnischen Leistungen für Ver-
sicherte der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) wurden im Jahre
1976 administriert. Sowohl in der
privat- als auch in der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung rechnet der
Zahnarzt die Kosten für die zahn-
technischen Leistungen gegenüber
dem Patienten bzw. Kostenträger als
Auslagen ab. Mit der kollektivver-
traglichen Regulierung der Preise für
zahntechnische Leistungen für Versi-
cherte der GKV entstand uno actu
eine Preisspreizung für zahntechni-
sche Leistungen für die privat- und
die vertragszahnärztliche Versor-
gung. Die Preise für die vertragszahn-
ärztliche Versorgung werden seit
Jahren für eine inländische Produk-
tion als betriebswirtschaftlich un-
auskömmlich angesehen. Das Labor
ist daher zunehmend darauf ange-

wiesen, den Anteil dieser Fertigung so
niedrig wie möglich zu halten, um die
Verluste zu minimieren. 
Als problematisch erweist sich hier-
bei oft die Kommunikation zwischen
Zahnarzt und Zahntechniker im Hin-
blick darauf, ob und inwieweit sich
der erteilte Auftrag auf Leistungen im
Rahmen der privat- oder der ver-
tragszahnärztlichen Versorgung be-
zieht. Dem Zahntechniker wird es
oftmals unmöglich gemacht, die
richtige Berechnungsgrundlage her-
anzuziehen. Aufgrund der herrschen-
den Konkurrenzverhältnisse darf ein
Zahnarzt mit diesbezüglich unpräzi-
ser Auftragsvergabe davon ausge-
hen, dass das gewerbliche Labor zu
den niedrigeren kollektivvertrag-
lichen Höchstpreisen der GKV seine
Leistungen berechnet. 
Die vertragszahnärztliche Versor-
gung kennt fünf Behandlungs- und
Versorgungsbereiche. Dabei werden
vom Zahnarzt allein für die Versor-
gungsbereiche Kieferbruch, Kieferor-
thopädie sowie Zahnkronen und Zahn-
ersatz zahntechnische Medizinpro-
dukte benötigt. Die vom gewerb-
lichen zahntechnischen Labor jeweils
notwendige Information zur Findung
der zutreffenden Berechnungsunter-
lage ist dabei jeweils von unter-
schiedlicher Qualität und Quantität. 

Kieferbruch 
Kieferbruchbehandlungen zählen zur
allgemeinen zahnärztlichen Behand-

lung (§ 28 Abs. 2 SGB V). Dem ge-
werblichen Labor genügt die Angabe,
dass es sich um einen Versicherten
der GKV und eine im Sinne von § 28
Abs. 2 Satz 1 SGB V notwendige Be-
handlung handelt. Das gewerbliche
Labor benötigt nicht zwingend Hin-
weise darauf, dass evt. weiterge-
hende, über das Maß des Notwendi-
gen hinausgehende, privatzahnärzt-
liche Maßnahmen, z. B. im Sinne von
§ 28 Abs. 2 Satz 8 SGB V, erbracht
werden oder werden sollen, da diese
Leistungen sich aus dem Auftrag des
Zahnarztes ergeben. Dem Zahntech-
niker ist auch bekannt, dass Kiefer-
bruchbehandlungen im Rahmen der
Sachleistung erbracht werden. Selbst
die geringste zusätzlich erbrachte
privatzahnärztliche Leistung würde
die gesamte Behandlung zur privat-
zahnärztlichen Leistung wandeln. 

Resultat: Das gewerbliche Labor kann
die richtige Berechnungsgrundlage
heranziehen, wenn ihm mitgeteilt
wird, dass es sich um die Behandlung
eines GKV-Versicherten handelt. 

Kieferorthopädie 
Die kieferorthopädische Behandlung
ist nur noch für Versicherte, die zu
Beginn der Behandlung das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben,
Leistung der GKV (§ 28 Abs. 2 Satz 6
SGB V). Paragraf 29 Abs. 1 SGB V (i. V.
m. § 29 Abs. 4 SGB V) schränkt den
Kreis der Anspruchsberechtigten
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Das deutsche Zahntechniker-Handwerk wird in den kommenden Monaten erneut politisch da-
rum kämpfen, dass die bestehenden Transparenzprobleme im Auftragsverhältnis von Zahnarzt
und zahntechnischem Labor beseitigt werden. Aufgrund der Intransparenz ist es für den Zahn-
techniker oftmals schwierig, die richtige Behandlungsgrundlage heranzuziehen, insbesondere
für die Versorgungsbereiche Kieferbruch, Kieferorthopädie und Zahnersatz. 



nochmals ein. Die Erwachsenenbe-
handlung schließlich beschränkt sich
auf die Indikationen des § 28 Abs. 2 Satz
7 SGB V. Es genügt daher dem gewerb-
lichen Labor nicht, wenn es mit der Auf-
tragserteilung angezeigt bekommt,
dass es sich um einen Versicherten der
GKV handelt. Zwar kann das Labor an
den Auftragsunterlagen erkennen, ob
bei Jugendlichen die Indikationen des §
29 Abs. 1 SGB V und bei Erwachsenen die
des § 28 Abs. 2 SGB V gegeben wären.
Nicht erkennen kann das Labor hinge-
gen, ob auch die zuständige Kranken-
kasse ihre Leistungspflicht anerkennt. 

Resultat: Das Labor benötigt zur An-
wendung der zutreffenden Berech-
nungsgrundlage neben dem Ausweis
der Zugehörigkeit des Patienten zur GKV
auch Information über das Vorliegen der
Behandlungszusage der Krankenkasse. 

Zahnersatz 
Seit dem 1. Januar 2005 ist der Zahn-
ersatz (ZE) als Festzuschuss-Leistung
der GKV definiert. § 56 SGB V unter-
scheidet Regelversorgungen, gleichar-
tige Versorgungen und andersartige
Versorgungen sowie auch deren Kom-
binationen in einem einzigen Versor-
gungsfall. Eine Entscheidung, für die
jeweilige geplante Versorgung, wird
auf der Basis der Zahnersatz-Richtli-
nien (§ 92 Abs. 1a SGB V) und den Fest-
zuschuss-Richtlinien (§ 56 SGB V) ge-
troffen. 
Oft wird das zahntechnische Labor dar-
auf verwiesen, dass es insoweit aus den
Auftragsunterlagen und der Angabe,
dass der Patient Versicherter der GKV
ist, ersehen könne, ob und inwieweit je-
weils die kollektivvertraglichen Rege-
lungen bei der Rechnungsstellung
greifen. 
Das ist nur richtig, soweit es die nach
dem Gesetz und den Richtlinien gene-
rell ausgeschlossenen Leistungen an-
geht. So sieht § 56 Abs. 2 Satz 6 SGB V
vor, dass Brücken als Regelversorgung
nur zum Ersatz von höchstens vier 
Zähnen bzw. im Seitenzahnbereich von
höchstens drei Zähnen indiziert sind.
Bei kombiniert festsitzendem und her-
ausnehmbarem Zahnersatz ist die Leis-
tung auf zwei, bei einem Restzahnbe-
stand von nur noch drei Zähnen, auf
höchstens drei Verbindungselemente

je Kiefer beschränkt (§ 56 Abs. 2 Satz 7
SGB V). Regelversorgungen dürfen Ver-
blendungen im Oberkiefer höchstens
bis Zahn fünf, im Unterkiefer bis Zahn
vier vorsehen (§ 56 Abs. 2 Satz 8 SGB V).
Aus den Zahnersatz- bzw. den Festzu-
schuss-Richtlinien ist dem gewerb-
lichen Labor bekannt, dass das Leis-
tungssystem der GKV nur Teilverblen-
dungen (vestibuläre Verblendungen)
kennt, nicht aber Vollverblendungen.
Auch verschiedene etablierte zahn-
technische Fertigungsmethoden und
Materialien sind in der vertragszahn-
ärztlichen Versorgung noch nicht aner-
kannt (z. B. Galvanotechnik, Vollkera-
miksysteme). 
Somit ist es für den Zahntechniker in
vielen Fällen nicht möglich, zu erken-
nen, welche Leistungen Regelleistung,
Teil einer gleichartigen Leistung sind
oder ob der Versorgungsfall insgesamt
eine andersartige oder eine gemischte
Regelleistungs- und andersartige Ver-
sorgung darstellt. 
Tatsache ist, dass die Einstufung der
Versorgung als Regelleistung, gleichar-
tige Leistung, andersartige Leistung
oder einer Kombination davon, nur aus
dem Heil- und Kostenplan (§ 87 Abs. 1a
SGB V), dort in den Feldern Teil I „Befund
des gesamten Gebisses/Behandlungs-
plan“ und Teil II „Befunde für Festzu-
schüsse“ erkenntlich wird.1 Dies sei an
dem folgenden Beispiel verdeutlicht. 

Patient XY, GKV, Herstellung einer Kom-
binationsprothese im Oberkiefer zum
Ersatz der Zähne 15–17 und 24–27 mit
vestibulär verblendeten Teleskopkronen
in edelmetallhaltiger Dentallegierung
auf 13, 14 und 23. 

Der Zahntechniker weiß, dass der Be-
fund 3.2 auf maximal zwei Halteele-
mente (Teleskopkronen) beschränkt ist
und die Verwendung von Edelmetall
keinen Einfluss auf die Einordnung der
Versorgung in das System der Regel-,
gleichartigen und andersartigen Ver-
sorgungen hat. Der vom Zahnarzt ver-
gebene Auftrag ist somit eine gleichar-
tige Versorgung, wobei die gesamte
Prothese, mit Ausnahme einer Teles-
kopkrone, nach dem für das Labor 
gültigen Kollektivvertrag (§ 57 Abs. 2 
Satz 1 SGB V) zu berechnen ist. Allein
bezüglich der dritten Teleskopkrone ist

das zahntechnische Labor nicht an die
Beschränkungen des Kollektivvertra-
ges gebunden und kann hierfür seine
Angebotspreise in Rechnung stellen 
(§ 55 Abs. 4 SGB V). 
Das Labor entscheidet indes aufgrund
der gegebenen Intransparenz falsch.
Tatsächlich kann es sich bei dem er-
teilten Auftrag auch um eine anders-
artige Versorgung handeln.2

Das Dentallabor konnte nicht wissen,
dass der Pfeiler 13 als gesunder Zahn
vom Zahnarzt in die Versorgung ein-
bezogen worden war, denn der Zahn-
techniker erhält die Auftragsunterla-
gen (Abformungen, Bissnahmen, Re-
gistrate) vom Zahnarzt erst nach der
Präparation der Pfeilerzähne. In der
Regel ist am präparierten Pfeiler nicht
mehr ersichtlich, ob dessen Zahnkrone
bereits zerstört oder intakt war. Auf-
grund des Pfeiler 13 hätte der Zahn-
techniker die gesamte Arbeit zu eige-
nen Angebotspreisen berechnen kön-
nen (§ 55 Abs. 5 SGB V). 
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